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Einleitung 

A. Hinführung zum Forschungsthema 

Die Europäische Union versteht sich mittlerweile nicht nur als ein Zusammen-
schluss von Staaten zum Zwecke der Wirtschaftsförderung, sondern auch als 
Wertegemeinschaft.1 Es handelt sich dabei um einen Zusammenschluss von 
Ländern, die sich zu bestimmten Werten bekennen und diese gemeinsam ach-
ten und fördern wollen.2 Werte im Sinne des Art. 2 EUV sind zum Beispiel die 
Rechtsstaatlichkeit und die Demokratie. 

Alle Werte sind u.a. Teil der politischen Beitrittskriterien nach Art. 49 
EUV, die auch unter dem Namen „Kopenhagener Kriterien“ bekannt sind.3 
Das heißt, zum Zeitpunkt des Beitrittes stellt die Union sicher, dass in ihre 
Gemeinschaft nur Staaten eintreten, die ein gewisses Werteverständnis aufzei-
gen und sich insofern verpflichten, diese einzuhalten. 

Seit geraumer Zeit sind diese gemeinsamen Werte jedoch in Gefahr gera-
ten.4 Beobachtet werden kann, dass seit 2010 in Ungarn5 und seit 2015 in Po-
len6 immer mehr Gesetze erlassen werden, die die Wertegemeinschaft der 
Union gefährden.7 Insbesondere in Polen wurde die Abkehr vom Wert der 
Rechtsstaatlichkeit offensichtlich, da dort durch mehrere Justizreformen die 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Richter gefährdet ist.8 

Um diesen Entwicklungen entgegenzuwirken, musste die Union „kreativ“ 
werden und ihren gesamten Werkzeugkasten9 nutzen und ausbauen, um ihren 

 
1 Calliess, JZ 2004, 1033f.; Kritisch hierzu: Nettesheim, in: Franzius/Meyer/Neyer (Hrsg.), 

S. 91 ff., insb. 96f.; Spaemann, Die Welt, 25. August 2001. 
2 EuGH, Urteil vom 27. Februar 2018, C-64/16, ASJP, Rn. 30f; EuGH, Urteil vom 25. Juli 

2018, C-217/18 PPU, LM, Rn. 35, 49; EuGH, EuGH, Urteil vom 24. Juni 2019, C-619/18, Kom-
mission/Polen, Rn. 42 ff., 46; Europäische Kommission, Mitteilung vom 3. April 2019, 
COM(2019) 163 endg., S. 2. 

3 Europäischer Rat, Schlussfolgerungen Kopenhagen 1993, SN 180/1/93, S. 13; Bergmann, in: 
ders. (Hrsg.), Kopenhagener Beitrittskriterien; Mader, EuZW 2021, 974 975; Ohler, in: 
Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Art. 49 EUV, Rn. 17; Yamato/Stephan, DÖV 2014, S. 58. 

4 Amnesty International, 11. September 2018; Kogel, Die Welt, 18. September 2022; 
Szymanski, DLF Kultur, 15. November 2021. 

5 Lengyel, mdr, 12. April 2017. 
6 Schaks, Demokratische Dekonsolidierung, S. 17. 
7 Möllers/Schneider, Demokratiesicherung, S. 1f. 
8 EuGH, Urteil vom 24. Juni 2019, C-619/18, Kommission/Polen; EuGH, Urteil vom 5. No-

vember 2019, C-192/18, Kommission/Polen; EuGH, Urteil vom 2. März 2021, C-824/18, Ernen-
nung von Richtern am Obersten Gericht – Rechtsbehelf. 

9 Calliess, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), Art. 2 EUV, Rn. 34. 
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Wertekern schützen zu können. Für den Wert der Rechtsstaatlichkeit können 
wir bereits auf eine ganze Reihe von Instrumenten zurückblicken, die ausführ-
lich diskutiert10 und zum Teil auch zur Anwendung gekommen sind.11 Insbe-
sondere die gerichtlichen Verfahren haben sich dabei als nützlich herausge-
stellt.12 

Neuere Entwicklungen, wie ein polnisches Gesetz, welches von der EU als 
„Lex Tusk“ bezeichnet wurde,13 zeigen, dass auch der Wert der Demokratie 
immer mehr in Bedrängnis gerät. Es stellt sich nun also die Frage, inwiefern 
auch dieser Wert durch die Instrumente der Union geschützt werden kann. Um 
dies zu beurteilen, müssen jedoch einige Fragen geklärt werden: Was umfasst 
ein europäisches Demokratieprinzip überhaupt, und wie kann die Union dieses 
gegenüber ihren Mitgliedstaaten durchsetzen? Wo sind die Grenzen dieser 
Durchsetzung?  

All diese Fragen sollen im Rahmen der vorliegenden Arbeit rechtlich un-
tersucht werden.  

B. Ziel der Arbeit 

Ziel der Untersuchung ist es, die Möglichkeiten der Union zu beleuchten, De-
mokratie in den Mitgliedstaaten durchzusetzen und zu sichern. Anlässlich der 
in den Mitgliedstaaten zu beobachtenden Entwicklungen sollen hier mögliche 
Rechtsgrundlagen und die daraus resultierenden Einwirkungsmöglichkeiten 
zum Zwecke der Demokratiesicherung aufgezeigt werden. Besonders berück-
sichtigt wird die gerichtliche Durchsetzung, da diese im Rahmen der Rechts-
staatlichkeitsverfahren an Bedeutung gewonnen hat. Am Ende der Arbeit soll 

 
10 Zuletzt: Bauerschmidt, EuR 2024, 300ff; Blanke/Sander, EuR 2023, 54, insb. 75ff; Diel-Gli-

gor, ZRP 2021, 63ff; Mader, EuZW 2021, 133ff; Mayer, EuR 2024, 219 ff. 
11 Europäisches Parlament, Artikel 20180222STO98434, 26. Januar 2024; Hainthaler, Die Si-

cherung der Werteunion; Hofmann/Heger, KritV 2021, 340 ff. 
12 So blicken wir bereits auf eine Reihe von Entscheidungen zurück: EuGH, Urteil vom 

27. Februar 2018, C-64/16, ASJP; EuGH, Urteil vom 24. Juni 2019, C-619/18, Kommission/Po-
len; EuGH, Urteil vom 5. November 2019, C-192/18, Kommission/Polen; EuGH, Urteil vom 
2. März 2021, C-824/18, Ernennung von Richtern am Obersten Gericht – Rechtsbehelf; EuGH, 
Urteil vom 2. März 2021, C-824/18, Nomination des juges à la Cour suprême – Recours, EuGH, 
Urteil vom 20. April 2021, C-896/19, Repubblika/Il-Prim Ministru;  

13 Europäisches Parlament, Pressemitteilung vom 11. Juli 2023, 20230707IPR02416. Dabei 
handelt es sich dem Grunde nach um einen Versuch, das passive Wahlrecht des Oppositionsfüh-
rers kurz vor der Wahl einzuschränken: Europäisches Parlament, Pressemitteilung vom 11. Juli 
2023, 20230707IPR02416; Flückiger, NZZ, 29. Mai 2023; Kaiser, JuWissBlog, Nr. 71/2023, 
16. Dezember 2023. 
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deutlich werden, welche Maßnahmen die Union ergreifen kann und darf, um 
die Demokratie in ihren Mitgliedstaaten zu sichern.  

C. Gang der Untersuchung 

Um dieses Ziel zu erreichen und um einen thematischen Überblick zu erhalten, 
unterteilt sich die Arbeit in 8 Kapitel. Kapitel 1 umfasst die Grundlagen, deren 
die Untersuchung bedarf. Es werden ein Demokratieverständnis ermittelt und 
die aktuellen Gefahren für die Demokratie dargestellt. Darüber hinaus erfolgt 
ein kurzer Überblick zur historischen Einordnung der Durchsetzung sowie die 
Einordnung von staatlichen Maßnahmen nach der jeweiligen Wahlebene und 
der Intensität des Eingriffs, die am Ende des ersten Kapitels dargestellt und 
erläutert wird. 

Kapitel 2 macht deutlich, warum die Einhaltung der Werte, ausdrücklich 
auch des Wertes der Demokratie, als unionsrechtliche Pflicht einzuordnen ist. 
Im anschließenden Kapitel wird Art. 2 EUV auf seinen Inhalt hin beleuchtet. 
Insbesondere wird ein Vergleich mit der deutschen Homogenitätsklausel des 
Art. 28 GG angestrebt. Darüber hinaus werden die prozessualen Möglichkei-
ten dargestellt, den Art. 2 EUV auf Mitgliedstaatsebene durchzusetzen.  

Der Schwerpunkt der Untersuchung liegt auf Kapitel 4. Dieses widmet sich 
der judikativen Durchsetzung der Demokratie. Hierfür werden zunächst geeig-
nete Verfahren ermittelt. Daran anknüpfend wird ermittelt, welche Anforde-
rungen für eine geeignete konkrete Maßstabsnorm nach den Erfahrungen mit 
den Rechtsstaatlichkeitsverfahren zu stellen sind. Nachfolgend werden unter-
schiedliche Normen des Unionsrechts dahingehend untersucht, ob sie sich als 
Maßstabsnormen für die Demokratiesicherung in den Mitgliedstaaten eignen. 
Ein besonderer Fokus liegt hier beim Art. 10 Abs. 2 UAbs. 2 EUV, allerdings 
wird auch das Europawahlrecht und das Recht auf Inländergleichbehandlung 
herangezogen. Geschlossen wird das Kapitel mit dem Aufzeigen der unions-
rechtlichen Grenzen, die bei der Beurteilung durch den EuGH in Betracht ge-
zogen werden müssen.  

In Kapitel 5 werden weitere Maßnahmen hinsichtlich ihres Demokratiesi-
cherungspotentials beleuchtet. Hierfür werden die horizontale Kontrolle, Maß-
nahmen auf Unionsebene und Ausschlussmöglichkeiten aufgezeigt. Im sechs-
ten Kapitel wird die Demokratiesicherung durch konkrete Sekundärrechtsakte 
betrachtet; insbesondere die Konditionalitätsmechanismen sind hier interes-
sant.  
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Abgerundet wird die Arbeit mit einem Fazit und einem Ausblick für die 
Europäische Union gefolgt von einer thesenartigen Zusammenfassung der Er-
gebnisse. Nicht berücksichtigt werden in dieser Arbeit die Dialogverfahren, 
die im Rahmen der Rechtsstaatlichkeitskrise eingerichtet und mit geringer Er-
folgsaussicht angewendet wurden.14 

 
14 Eingehend hierzu für die Wertesicherung im Allgemeinen: Hainthaler, Die Sicherung der 

Werteunion, S. 156 ff.; Bauerschmidt, EuR 2024, 300, 315 ff. 


